
nur in Verbindung mit der Erforschung der gesell­
schaftlichen Verhältnisse, unter denen die Tat began­
gen wurde, ihrer Schwere und Folgen, des Grades des 
Verschuldens des Angeklagten und seines Verhaltens, 
soweit es in Beziehung zur Tat steht, festgestellt wer­
den. Jede von der Tat losgelöste Behandlung der Ge­
sellschaftsgefährlichkeit muß im Allgemeinen stecken­
bleiben und führt nicht zur Erkenntnis, sondern 
verkehrt sich oft in ihr Gegenteil und verhält sich 
widerspruchsvoll zur konkreten Straftat.
Das wird z. B. in dem Urteil gegen den Kraftfahrer S. 
wegen fahrlässiger Tötung und Verletzung der StVO 
deutlich. Während einerseits hervorgehoben wird, daß 
Rücksichtnahme zu den Grundregeln im Straßenverkehr 
gehöre und der Angeklagte dies nicht beachtet habe, 
wird andererseits in Fortführung dieses Gedankens 
festgestellt, „daß der Angeklagte keinesfalls rücksichts­
los gehandelt hat“. In einer anderen Strafsache wegen 
Trunkenheit am Lenkrad wird das Verhalten des An­
geklagten als rücksichtslos gegenüber Leben und Ge­
sundheit bezeichnet, obwohl der Angeklagte wegen 
seiner Trunkenheit eine Nacht in der Gaststätte ge­
schlafen hatte und erst am nächsten Morgen, als er 
glaubte, wieder nüchtern zu sein, die Fahrt mit seinem 
Motorrad fortsetzte.
An Stelle einer subjektivistischen Einschätzung der Ge­
sellschaftsgefährlichkeit ist eine exakte Feststellung der 
Tatsachen notwendig. Deshalb kann die Gesellschafts­
gefährlichkeit nicht durch allgemeine Ausführungen 
im Urteil bewußtgemacht werden. Das gilt auch für die 
Begründung der erkannten Strafe. Es gibt keine ein­
zelnen Strafzumessungsgründe, die isoliert von der 
gesamten Rechtsverletzung stehen.
Mängel in dieser Beziehung treten gegenwärtig in der 
Weise auf, daß
1. das äußere Tatgeschehen, hier insbesondere die Fol­
gen der Tat, zur alleinigen Grundlage der Strafzu­
messung gemacht wird (hauptsächlich bei Freiheits­
strafen) ;
2. einzig und allein die Täterpersönlichkeit, ihre Ent­
wicklung und ihr Bewußtseinsstand, für die Straf­
zumessung die Grundlage bildet;
3. sowohl Täter als auch Tat außer acht bleiben und 
die Verurteilung mit der allgemeinen gesellschaftlichen 
Entwicklung, mit der sich entwickelnden moralisch­
politischen Einheit unseres Volkes begründet wird (in 
erster Linie bei der bedingten Verurteilung).
Die Fehlerhaftigkeit einer solchen isolierten Begrün­
dung der Strafzumessung ist offensichtlich.
Die Strafe muß die richtige Folge der Verurteilung der 
Straftat unter Berücksichtigung der Täterpersönlichkeit 
sowie des Standes der gesellschaftlichen Entwicklung 
im konkreten Fall sein. Ein solches Urteil wird seine 
Wirkung auf den Angeklagten nicht verfehlen und die 
Wachsamkeit der Werktätigen gegen Rechtsverletzun­
gen erhöhen, sie zur gewissenhaften Befolgung der 
Gesetze, zur Festigung der Arbeitsdisziplin, zur Achtung 
des sozialistischen Eigentums und zur Einhaltung der 
staatlichen Regeln des Zusammenlebens erziehen.

Zum Gegenstand der Urteilsfindung
Gegenstand der Urteilsfindung kann grundsätzlich nur 
das Verhalten des Angeklagten sein, welches im An­
klagetenor und im Eröffnungsbeschluß bezeichnet ist8 
und über das in der Hauptverhandlung Beweis erhoben 
wurde6 7. Aus der Anzeige, aus Beurteilungen und Leu-

6 Eine Ausnahme stellt lediglich § 217 StPO dar, wonach die 
Anklage in der Hauptverhandlung unter bestimmten Voraus­
setzungen erweitert werden kann.

7 § 220 Abs. 1 StPO; vgl. dazu auch die Richtlinie des Plenums - 
des Obersten Gerichts über die Durchführung des Eröffnungs­
verfahrens — Richtlinie Nr. 17 vom 14. Januar 1963 —, NJ 1963 
S. 39.

mundsberichten, aus informatorischen Befragungen 
usw., die in der Akte enthalten sind, dürfen keine 
Fakten zur Entscheidung herangezogen werden, wenn 
sie nicht in der Beweisaufnahme behandelt wurden. 
Das wird in der Praxis vielfach noch nicht beachtet. 
Alle Beteiligten müssen in der Beweisaufnahme die 
Möglichkeit gehabt haben, zu den einzelnen Fakten, die 
Gegenstand der Urteilsfindung sind, Stellung zu 
nehmen.
Die Einschätzung des Verhaltens des Angeklagten, wie 
es sich nach dem Ergebnis der Verhandlung darstellt, 
kann und darf sich jedoch nicht auf das äußere Tat­
geschehen beschränken. Um die bürgerliche, formal­
juristische Tatbestandsaufnahme zu überwinden, müs­
sen wir unter dem Verhalten des Angeklagten, das 
Gegenstand der Urteilsfindung ist, das gesamte Tat­
geschehen erfassen, d. h. seine Ursachen und begünsti­
genden Bedingungen, die Persönlichkeit des Täters, 
seinen Bewußtseinsstand, seine berufliche und gesell­
schaftliche Entwicklung sowie die Folgen und gesell­
schaftlichen Auswirkungen der Tat.
Erst durch diese Allseitigkeit der Feststellung und Be­
wertung des Verhaltens des Angeklagten ist es dem 
Gericht möglich, den Rechtsverletzer zu einem nütz­
lichen Glied der Gesellschaft zu erziehen.
Gegenstand der Urteilsfindung müssen aber auch die 
Kraft und Fähigkeit des Kollektivs im Arbeits- und 
Lebensbereich des Angeklagten zur Umerziehung des 
Täters und physische und psychische Momente in seiner 
Person — soweit sie in Beziehung zur Tat stehen —, 
wie Körperbehinderung, chronische Leiden, Schwanger­
schaft usw., sein.
Ungenügend geklärt ist bisher, welche Bedeutung die 
schriftlichen Beurteilungen für die Urteilsfindung haben. 
Die Grundsätze des Staatsratserlasses weisen den Ge­
richten auch hier den Weg. Die vorgeschlagene Teil­
nahme von gesellschaftlichen Anklägern oder Ver­
teidigern sowie die Möglichkeit der Bürgschaftsüber­
nahme durch das Kollektiv und das Auftreten von 
Vertretern des Kollektivs in der Hauptverhandlung 
orientieren auf die immer stärkere unmittelbare Teil­
nahme unserer Werktätigen am Gerichtsverfahren. 
Unter diesem Aspekt sollten u. E. schriftliche Beurtei­
lungen nicht mehr Gegenstand der Urteilsfindung sein. 
Es geht darum, die zukünftigen Möglichkeiten bereits 
jetzt durch unmittelbare Einbeziehung von Vertretern 
des Kollektivs in die Hauptverhandlung aktiv fnit vor­
zubereiten.
Zum Aufbau der Urteilsgründe
Im Aufbau der Urteilsgründe zeigt sich gegenwärtig 
vielfach noch ein Schematismus, der letzlich auf die 
bisher nicht überwundene isolierte Betrachtung des 
Tatgeschehens und die fehlerhafte Trennung von Tat 
und Täter zurückzuführen ist und die volle Wirksam­
keit der Rechtsprechung unserer Gerichte hemmt.
Der Kampf gegen Schematismus im Urteilsaufbau be­
deutet jedoch nicht Verzicht auf Grundsätze für die 
Gliederung der Urteilsgründe, da bereits die Beant­
wortung der einzelnen Fragen einer logischen Reihen­
folge bedarf. Andererseits darf aber nicht übersehen 
werden — und darauf kommt es uns besonders an —, 
daß die Unterschiedlichkeit der einzelnen Strafrechts­
verletzungen (die Art der Straftat, ihre Schwere, ihre 
Verknüpfung mit dem sozialistischen Aufbau u. a. m.) 
auch ein unterschiedliches Herangehen in der Darstel­
lung verlangt.
Das wird aber gegenwärtig nicht immer sichtbar.
Die Darstellung des Sachverhalts
Die Urteilsgründe sollten zunächst den Sachverhalt so 
darstellen, wie er sich aus der Beweisaufnahme ergibt. 
Das geschieht gegenwärtig meist in der Form, daß 
zunächst die Entwicklung des Angeklagten und dann
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